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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend
per E-Mail: POST@II1.bmwfj.gv.at
An das

Präsidium des Nationalrates

Per E-Mail: begutachtungsverfahren@parlament.gv.at
Wien, am 16. November 2010

Betrifft:
BMWFJ-510101/0008-II/1/2010;

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird
Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu dem übersandten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird, nimmt der Behindertenanwalt wie folgt Stellung:
Zu Z 1 bis 3 (§§ 2 Abs. 1 lit. b, c, f, g, h und i sowie 6 Abs. 2 lit. a, c, d, f, g und h):
Die allgemeine Altersgrenze für die Gewährung der Familienbeihilfe soll auf das vollendete 24. Lebensjahr herabgesetzt werden. Für erheblich behinderte Kinder, die sich in Berufsausbildung befinden, soll die Altersgrenze mit der Vollendung des 25. Lebensjahres festgelegt werden.

In diesem Zusammenhang wird auf die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, die Österreich aufgrund ihrer Ratifizierung im Jahr 2008 umzusetzen hat, hingewiesen. In Artikel 24 bekennen sich die Vertragsstaaten zum Recht auf Bildung.
Häufig sind Menschen mit Behinderungen nicht in der Lage, ihre Berufsausbildung in Mindestzeit zu absolvieren. Zudem sind viele Betroffene mit (Zugangs-) Barrieren im Schulbereich konfrontiert, sodass sie mit einer Zeitverzögerung in eine weitere Ausbildung eintreten. Auch ist es aufgrund des in der Regel bestehenden Mehraufwandes für Menschen mit Behinderungen oft schwieriger, nebenher noch einer Beschäftigung nachzugehen. In den vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung in Auftrag gegebenen „Studierenden-Sozialerhebungen“ zeigt sich dies besonders für den Bereich der Hochschulausbildung.
Die Herabsetzung des Höchstalters für den Bezug der Familienbeihilfe führt daher zu einer unverhältnismäßig hohen finanziellen Belastung für Menschen mit Behinderungen, die ohnedies vielfach armutsgefährdet sind.
Es wird daher angeregt, für behinderte Personen eine adäquate Lösung im Zusammenhang mit der Familienbeihilfe vorzulegen, wie etwa eine Erhöhung der Altersgrenze oder die Schaffung von Ausnahmeregelungen für Menschen mit Behinderungen.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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